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MEININGEN. Das  Haus in der Henneberger 
Straße  hatte nur ein kurzes Dasein als Pfle-
geheim. Im Frühjahr 2016  konnte der DRK-
Kreisverband Meiningen das Gebäude aus 
den 1970er Jahren nach umfangreichen Um-
bau- und Sanierungsarbeiten eröffnen. 
Sechs Jahre später, im Mai 2022,  musste das 
Haus mit seinen 24 Plätzen wegen Mangel an 
Pflegekräften schon wieder geschlossen 
werden. Die Bewohner kamen im DRK-Heim  
in Dreißigacker unter – bis auf einen, der auf 
eigenen Wunsch in ein Heim nach Schmal-

kalden zog. Inzwischen gibt es beim DRK 
Pläne, wie das Gebäude im Eigentum des 
Wohlfahrtsverbandes künftig genutzt wer-
den kann. Matthias Schneider, Vorstands-
vorsitzender des DRK-Kreisverbandes, sagte  
auf Meininger-Tageblatt-Nachfrage, dass 
hier ein Domizil für eine  Seniorenwohn-
gruppe entstehen wird.  Darin werde es priva-
te Rückzugsorte geben, aber auch Räume, die 
gemeinsam für den Kontaktaustausch und 
ein lebendiges Miteinander genutzt werden 
können. Der Kreisverband will voraussicht-
lich im Herbst zunächst das Gebäude reno-
vieren, das dann eineinhalb Jahre leer stand.  
Der Startschuss für die neue Nutzung soll 
spätestens im kommenden Jahr fallen.

Zu dem einstigen  Seniorenheim hatten 
neben den Zimmern drei Küchen, drei Be-
gegnungs- und Gemeinschaftsräume, eine 
Cafeteria und ein Therapiebad gehört. hi

Aus Pflegeheim soll Haus für Senioren werden
Das im Vorjahr geschlossene 

kleine DRK-Pflegeheim an der 
Werra in Meiningen soll künftig 

als Seniorenwohnstätte 
genutzt werden. 

In das frühere Pflegeheim in der Henneberger Straße in Meiningen soll in Zukunft  eine Senio-
renwohngemeinschaft einziehen. Foto: Marko Hildebrand-Schönherr
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MEININGEN. Die CDU will – so viel steht fest 
– einen Kandidaten aus ihren Reihen zur 
Landratswahl im nächsten Jahr nominieren. 
Ob der Kreisvorsitzende Ralf Liebaug aus 
Schmalkalden seinen Hut in den Ring wirft 
oder jemand anderes aus der Union, ist auch 
nach der Sommerklausur der Partei am ver-
gangenen Freitag noch offen. „Es läuft gera-
de der parteiinterne Findungsprozess“, sagte 
Liebaug auf Nachfrage. Ziel der Partei sei es, 
dass wieder ein CDU-Politiker den Landkreis  
führt und in die fünfte Etage des Landrats-
amtes einzieht. 

22 Jahre lang, von 1990 bis 2012,  hatte mit  
Eberhard Schiffner, Ralph Puderbach und 
Ralf Luther stets ein Christdemokrat in dem 
zunächst getrennten und seit 1994 zusam-
mengeschlossenen Landkreis Schmalkal-
den-Meiningen regiert. Dann folgte von 
2012 bis 2018 mit Peter Heimrich ein Sozial-
demokrat, bevor die jetzige parteilose Amts-
inhaberin Peggy Greiser das Zepter über-
nahm. 

 Liebaugs Worten zufolge soll spätestens 
im November dieses Jahres feststehen, wel-
cher Christdemokrat als Bewerber für das 
Spitzenamt nominiert wird. Seine Partei 
werde auf jeden Fall einen Landratskandida-
ten benennen, unterstrich er. Die jetzige 
Landrätin Peggy Greiser habe durch ihren 
Amtsbonus zwar einen Vorteil im Wettstreit 
um die Wählergunst. Die CDU wolle aber mit 
der Debatte um Sachthemen punkten. „Wir 
treten an mit dem Ziel, den künftigen Land-
rat zu stellen“, sagte Lieb aug. Als Themen 
nannte er zum Beispiel die Schulen.  Den ur-
sprünglichen Vorschlag aus dem Landrats-
amt, die Grundschulen Oepfershausen, 
Kühndorf, Kaltenwestheim, Oberhof und 
Wernshausen zu schließen, hatten die Kreis-
tagsmitglieder rasch beiseite gewischt. 
Landrätin Greiser will eine Entscheidung 
zum künftigen Schulnetz noch vor der Kreis-
tags- und Landratswahl im nächsten Jahr 
herbeiführen. Die CDU vertritt den Stand-
punkt, dass jeder Schulstandort erhalten 
werden muss. 

 Plänen der Landrätin, etliche Grün-
schnitt-Deponien auf den Dörfern zu schlie-
ßen, tritt die Union ebenfalls entgegen.  Auch 
der öffentliche Personennahverkehr und die 
medizinische Versorgung seien wichtige 
Themen, so Liebaug. hi

Noch hat die CDU 
keinen Kandidaten 
fürs Landratsamt
Noch hat die CDU   nicht entschieden, 
wen sie als Landratskandidat gegen 

Amts inhaberin Peggy Greiser 
(parteilos) ins Rennen schickt.

Von Antje Kanzler

MEININGEN. „25 Euro für ein Kloßgericht – da 
bekomme ich es mit der Angst zu tun. Wo soll 
die Reise noch hingehen?“ Enrico Back zieht 
die Stirn kraus, wenn er über das spricht, was 
der Gastronomie und damit seiner Gaststätte, 
der Träbeser Bauernstube, ab dem nächsten 
Jahr blühen könnte. Und seinen Gästen. 
Jedenfalls  wenn die Bundesregierung nicht 
von ihren Plänen abrückt, die Mehrwert-
steuer für Speisegaststätten wieder aufs Vor-
Corona-Niveau anzuheben, von jetzt 7 auf 
dann wieder 19 Prozent. Der junge Gastro-
nom und Koch hatte die elterliche Gaststätte 
in Träbes während der Pandemie übernom-
men, modernisiert und  mutig zu einem klei-
nen Hotel umgebaut. Mit der Zuversicht, dass 
sich schon alles wieder einspielen   und die In-
vestition sich refinanzieren wird.

Die Schließzeiten und Platzbegrenzungen 
der Corona-Jahre haben den Hoteliers und 
Restaurantbesitzern schwer zugesetzt und 
zwangen zu Preiserhöhungen – die auf 7 Pro-
zent herabgesetzte Mehrwertsteuer half im-
merhin, das Ausmaß etwas abzufedern. Viele 
Hotel- und Gastronomiebetriebe bekamen 
trotzdem nicht mehr die Kurve und mussten 
aufgeben – bundesweit 36 000 allein in den 
Jahren 2020 und 2021. Der Branchenverband 
Dehoga  spricht von einem historischen Ver-
lust. Selbst Traditionsbetriebe gaben auf, die 
junge Generation wollte die Häuser unter sol-
chen Bedingungen nicht fortführen, das Per-
sonal wechselte in andere Branchen. Die kuli-
narische Landschaft ist dadurch sichtlich 
kärglicher geworden. In den letzten Jahr-
zehnten hatte  in den Dörfern ohnehin schon 
ein Wirtshaus nach dem anderen aufgegeben, 
weil nicht mehr genug Gäste kamen. Dabei 
waren gerade Landgasthäuser immer auch 
ein gesellschaftlicher Treffpunkt, einer der 
Orte, an dem der dörfliche Zusammenhalt ge-
schmiedet wurde. Die Pandemie setzte diesen 
verheerenden Trend fort – auch in den Städ-
ten. In Meiningen und Umgebung gibt es ge-
nug Beispiele.  Doch als ob die Situation nicht 
schon angespannt genug gewesen wäre, ver-
schlimmerte sie sich  in jüngster Zeit noch.

Rückkehr zur Normalität?
Die Gaststättenpreise  blieben auf ihrem ho-
hen Niveau,  trotz verlängerter Steuersatzre-
gelung. Die Gründe sind  bekannt: von gestie-
genen Energiepreisen über  höhere Lohnkos-
ten bis zu verteuerten Lebensmitteln. Trotz-
dem will die Politik das Rad zum Jahresende 
zurückdrehen und  in den  Gaststätten wieder 
19 Prozent auf den Speisepreis aufschlagen. 
Begründet wird das mit einer Rückkehr zur 
Normalität. Nur was ist  noch normal? fragen 
sich Enrico Back und seine Kollegen.

Was die Steueranhebung  für seine Kunden 
bedeuten würde, rechnet Enrico Back anhand 
seiner Speisekarte vor. Das original Wiener 
Schnitzel bietet er jetzt für 19,50 Euro an. 
Künftig müsste er zwei Euro mehr dafür neh-
men. Die Ochsenbäckchen mit Klößen hat er 
mit 22,50 Euro kalkuliert. Im neuen Jahr wä-
ren 2,50 Euro mehr dafür zu berappen. „Wir 
könnten leider auch nicht sagen: Wir lassen 

es beim alten Preis. Die Erhöhung müsste di-
rekt umgeschlagen werden auf unsere Gäste, 
damit es sich für uns überhaupt noch rechnet. 
Es gibt  kleine Betriebe, die trauen sich gar 
nicht, die Preise anzuheben. Doch unterm 
Strich muss doch für jeden, der arbeitet, was 
übrig bleiben. Arbeit muss sich lohnen in 
Deutschland“,  findet der Bauernstubenwirt. 
„Wir selbstständigen Gastronomen können  
unsere Unternehmen  nichts ins Ausland ver-
lagern.  Doch wir bieten hier für unsere Mit-
menschen ein schönes Umfeld für eine  ange-
nehme Zeit, mit Kulinarik und Unterhaltung.“

Was aber, wenn die Gäste wegbleiben? 
Nicht nur Enrico Back befürchtet das: „Alle 
Speisegaststätten sind betroffen. Vielleicht 
sagen sich die Leute: Dann holen wir uns eben 
’ne Pizza. Wir  gelernten Fachkräfte der ver-
arbeitenden Lebensmittelbranche  werden 
zur Kasse gebeten – der Döner-Mann,   Brat-
wurst-Verkäufer oder  Pizzabäcker nicht. Bei  
Schnellimbiss und  Lieferdiensten bleibt es bei  
7 Prozent.  Aber was wird denn dort mit dem 
Bonus refinanziert, während wir  Geld in unse-
re Häuser stecken?“, fragt sich der Träbeser.

Gerade für Familien wird das Essengehen 
immer mehr zum Luxus, den man sich nicht 
mehr oder nur selten leisten kann. „Das Geld 
wandert nicht in unsere Tasche, sondern in 
die Staatskasse“, ist Enrico Back wichtig zu 
betonen. Die Steuererhöhung würde seiner 
Meinung nach dazu beitragen, die Inflation 
im Land weiter voranzutreiben.  „Essen muss 
doch bezahlbar bleiben. Sonst ist die ganze 
Branche in Gefahr. Wir möchten nicht noch 
mehr Gastronomie sterben sehen.“  

Politik hält sich zurück
Der Träbeser Gastwirt und Hotelier hat, wie 
viele seiner Kollegen, den Kontakt zur Indust-
rie- und Handelskammer gesucht, die als In-
teressenvertreter immer einen heißen Draht 
zur Politik hatte. Der scheint gerade deutlich 
abgekühlt zu sein. Man drückt sich vor kon-
kreten Antworten. „Selbst die IHK stößt  mit 

unserem Anliegen auf taube Ohren bei den 
Politikern“, erzählt Enrico Back. Um sich den-
noch Gehör zu verschaffen, schlossen sich be-
reits Tausende    einer Petition (openpetiti-
on.de)   an: „7 Prozent auf Speisen müssen 
bleiben, damit wir erhalten, was unser Land 
lebenswert und liebenswert macht“, heißt es 
da.  Das Netz ist voll von ähnlich dramatischen 
Appellen und   Debatten im ganzen Land.

Luft zum Überleben  verschafft
Zur Hauptversammlung der Südthüringer 
IHK am 7. September wird es natürlich auch 
um die Mehrwertsteuer-Erhöhung gehen. Per 
Video melden sich dort einige Gastronomen 
zu Wort, auch Enrico Back: „Ich hab darin ge-
sagt, dass ich enttäuscht bin, dass der Bundes-
kanzler sein Wahlversprechen nicht einhält, 
dass die 7 Prozent Mehrwertsteuer auf Spei-
sen in Gaststätten erhalten bleiben werden. 
Die erlassenen 12 Prozent geben uns etwas 
Luft und entlasten uns.“ Das sei auch bitter 
nötig. „Wir sollen höhere Löhne zahlen, viel 
mehr Geld für Lebensmittel ausgeben, haben 
enorme  Nebenkosten bei Strom, Wasser und 
Heizung, müssen noch Investitions- und Co-
rona-Kredite tilgen und Rücklagen bilden. 
Denn wir haben ja ein Unternehmen zu füh-
ren und reinvestieren Geld,  um unsere Häuser 
zu erhalten und zu modernisieren. Beispiels-
weise geht es um energetische Maßnahmen 
wie bei uns Dreifachverglasung, Wärme-
schutz, Fotovoltaik oder LED.  Zur Zeit  wird  
am Wintergarten gearbeitet. Die Holzfenster 
brauchen eine Alubeschichtung, weil sie uns 
sonst kaputt gehen. Wenn wir   Gastronomen 
investieren, profitieren  davon auch wieder 
Handwerker der Region“, argumentiert er.

Argumente gegen die Steuererhöhung, 
das  „Branchenanliegen Nummer Eins“, hat 
auch der Deutsche Hotel- und Gaststätten-
verband zusammengetragen und motiviert 
die Betriebe,  auf allen erdenklichen Ebenen 
Gespräche zu suchen und Überzeugungs-
arbeit zu leisten. Enrico Backs Meininger Kol-

lege Ingolf Kellermann freut sich, dass sich 
der Dehoga  so vehement dahinterklemmt. 
„Es betrifft ja unsere ganze Branche“, sagt der 
Wirt des Henneberger Hauses. Auch er hofft 
sehr, dass es am Ende doch bei den 7 Prozent 
Mehrwertsteuer  bleibt. „Für die Leute wird 
sowieso überall alles teuerer, nicht nur in der 
Gastronomie. Die normalen Bürger mit nor-
malem Gehalt können sich vieles nicht mehr 
leisten, was das Leben ein bisschen angeneh-
mer gestaltet. Gerade Familien mit Kindern“, 
bedauert er. Schuld daran sei falsche Politik, 
die sich durch alle Lebensbereiche ziehe. Ihn 
ärgert vor allem, dass der  Ukraine-Krieg für 
alles als Begründung herhalten muss.  „Es ist 
schlimm für die Menschen, die dort leben und 
unter dem Krieg leiden. Aber  alle politischen 
Entscheidungen in Deutschland   auf den Krieg 
zu schieben, ist nicht mehr nachvollziehbar. 
Man darf die eigenen Bürger nicht vergessen.“

Das Steuer-Rad nicht zurückdrehen 
Der Gaststättenbesuch – ein bald 
unbezahlbar teures Vergnügen? 

Die von der Politik geplante 
Mehrwertsteuererhöhung auf 19 
Prozent wäre nach Ansicht der 

Wirte ein weiterer Schritt in diese 
Richtung. Das möchten sie 

unbedingt verhindern.

Die Aussicht aus dem Wintergarten gehört zu den Schokoladenseiten der Träbeser Bauernstube. Selbst an etwas trüberen Tagen. Die Aussich-
ten in seiner Branche findet  Gastwirt Enrico Back  momentan allerdings nicht rosig.  Foto:  Antje Kanzler

Dehoga-Argumente  gegen die Erhöhung:
– Erhalt der gastronomischen wie kulturellen 
Vielfalt – Bedeutung für die Gesellschaft als 
öffentliches Wohnzimmer
– Gleichbehandlung gegenüber Mitbewer-
bern wie Supermärkte und Tankstellen
– Wertschätzung der Branche, wie in den 
meisten EU-Ländern üblich (in 26 von 27 Mit-
gliedsstaaten gilt eine reduzierte Mehrwert-
steuer in der Beherbergungsbranche)
– Nachhaltigkeit von Essen im Restaurant 
gegenüber Essen To Go und Fertiggerichten
– Erhalt/Sicherung von Arbeitsplätzen
– Spielräume für Investitionen, Unterstüt-
zung nachhaltiger Unternehmensführung
– Für Frische und Regionalität
– Förderung gesunder Ernährung
– gastronomische Vielfalt – attraktive Städte
– Kostensteigerungen bei Personal, Lebens-
mitteln, Energie
– pandemiebedingte Kredite abbauen, Rück-
lage und Altersvorsorge

Argumente für 7 Prozent MWSt.
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